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Bgm. Reinthaler eröffnet die letzte Sitzung des Jahres und stellt vorweg fest, dass der Tagesord-

nungspunkt 9 gemäß § 46 Abs. 2 von der Tagesordnung abgesetzt wird, zumal der erforderliche 

Gestattungsvertrag noch nicht vorliegt. 

 

ad Punkt 1) 

Der Vorsitzende erklärt, dass seitens der BH Ried mit Schreiben vom 19.11.2013 der Bericht 

zum Nachtragsvoranschlag 2013 übermittelt wurde und ist dieses Prüfungsergebnis dem Ge-

meinderat zur Kenntnis zu bringen. Er bringt sodann nachstehenden Bericht zur Verlesung: 

 
Beratung: 

Nach Ansicht von GR Brandstötter braucht man dazu nicht viel sagen. Einerseits wird man ge-

zwungen die Gewinnentnahmen bei Abwasser und Wasser im ordentlichen Haushalt zu belassen 

und andererseits wird von Überschreitungen gesprochen. Er sieht hier immer wieder Widersprü-

che gegeben. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben vorstehender Prü-

fungsbericht zur Kenntnis genommen. 
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ad Punkt 2) 

Obmann Brandstötter bringt nachstehenden Prüfungsbericht über die am 28.11.2013 stattgefun-

dene Prüfungsausschusssitzung zur Verlesung: 

 

BERICHT  

über die am 28.11.2013 abgehaltene Prüfungsausschusssitzung 

ad Punkt 1) 

Obmann Brandstötter stellt fest, dass gemäß der Feststellung bei der letzten PA-Sitzung heute die 

Veränderungen bei den Außenständen seit Jänner 2013 angesehen werden. Demnach ergibt sich 

bei 16 Steuerpflichtigen folgende Situation: 

Rückstand per  31.12.2012  ú 112.228,08 

derzeitiger Rückstand   ú 102.347,52 

 

Laut Aussage von Obmann Brandstötter obliegt dem Prüfungsausschuss nur die Kontrolle und es 

hat die Kompetenz für Abschreibungen, Lohnpfändungen, Stundungen ec. der Gemeindevor-

stand. Er verweist weiters auf die im Sommer erfolgte Gebarungsprüfung durch die Bezirks-

hauptmannschaft und es kann dieser Bericht dann nach der Behandlung im Gemeinderat vom 

Prüfungsausschuss noch durchgearbeitet werden bzw. könnte er sich vorstellen, dass dabei im 

Zusammenhang mit den Außenständen Feststellungen enthalten sind. An dieser Stelle gibt die 

Schriftführerin zu verstehen, dass gemäß dem vorliegenden Entwurf dieses Berichtes zusätzlich 

zu den quartalsmäßigen Prüfungen der Rechnungsabschluss in einer extra Sitzung zu behandeln 

ist. Obmann Brandstötter kennt diese Bestimmung nicht und er betont, dass dies auch nicht in der 

Geschäftsordnung steht. Grundsätzlich soll dem Gemeindevorstand vorgeschlagen werden, dass 

er sich im nächsten Quartal mit den Außenständen befasst und eventuell Lohnpfändungen ange-

droht werden. Zu den im Protokoll mit x gekennzeichneten 2 Rückständen, welche schon mehre-

re Jahre bestehen, schlägt der Prüfungsausschuss dem Gemeindevorstand vor sich eindringlich 

mit der Einhebung der Außenstände zu befassen. 

 

ad Punkt 2) 

Es werden die Belege der Monate Juni bis November 2013 einer Kontrolle unterzogen. GR Ing. 

Badergruber erkundigt sich, warum im Juli/August ein Gastschulbeitrag für die Franziskanerin-

nen anfällt und es erklärt die Schriftführerin, dass es sich dabei um den Jahresbetrag handelt, 

welcher eben zu diesem Zeitpunkt vorgeschrieben wurde. GR Markl spricht die Rechnung der 

Fa. Hagleitner bezüglich der Reinigungsmittel für den Kindergarten an und verweist auch die 

Verrechnung der Kopien beim Gemeindeamt. Dazu erkundigt sich GR Ing. Badergruber, ob es 

nicht sinnvoller wäre, wenn bei den Kopierern im Gemeindeamt und in der Volksschule dieselbe 

Firma genommen wird. Dazu erläutert die Schriftführerin, dass bei der nächsten GV-Sitzung 

ohnehin über einen Kopierertausch bei der VS beraten wird. Zu weiteren Anfragen von GR Ing. 

Badergruber wird erklärt, dass das  Notebook für die Wahlabwicklung, Feuerbeschau bzw. über-

gangsweise als PC für VB Maierhofer Verwendung findet. Bei den Kosten für den Einbau einer 

Pumpe bei der Sportanlage wurde keine Arbeitszeit verrechnet. Obmann Brandstötter kommt auf 

die Äußerung von GR Wagner bei der letzten Sitzung hinsichtlich Anschaffung eines neuen 

Traktors zu sprechen und es soll dies nicht vergessen werden. Dazu stellt die Schriftführerin fest, 

dass der Sprechtag bei LR Hiegelsberger erst im Februar 2014 stattfindet. GR Ing. Badergruber 

fragt nach, ob bezüglich der Wassertemperatur etwas abgeklärt werden konnte und stellt die 

Schriftführerin fest, dass ihres Wissens nach sich diese noch gerade im Rahmen befindet. Ob-

mann Brandstötter stellt fest, dass die Hendlbraterin an die Gemeinde Zahlungen für den Strom-

verbrauch leistet. Zur Anfrage von GR Markl wird festgestellt, dass für den Schüler Hanselmayr 

Maximilian ein Gastschulbeitrag an die Gemeinde St. Marienkirchen zu richten ist. In diesem 

Zusammenhang kommen auch die Gastbeiträge für den Kindergarten ins Gespräch und erläutert 
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die Schriftführerin, dass bei Ablehnungen die Entscheidung durch das Land gefordert wird. Ei-

nen positiven Bescheid gibt es ohnehin nur dann, wenn entweder ein Elternteil in Ort arbeitet 

oder eventuell Großeltern in Ort wohnen oder in der Wohnsitzgemeinde kein Angebot für Kinder 

unter 3 Jahren angeboten wird.  Angesichts der Stromkostenabrechnung bei der Volksschule 

(Guthaben ú 594,--) spricht Obmann Brandstötter den Energieliefervertrag mit der Energie AG 

an und es erklärt die Schriftführerin, dass der Verbund keine Vergleichsrechnungen für Gemein-

den anstellt.  

 

ad Punkt 3) 

Unter Punkt ĂAllfªlligesñ erklªrt Obmann Brandstºtter zum Pr¿fungsbericht ¿ber die Gebarung 

der Gemeinde, dass man mit den Fraktionsvertretern absprechen könnte, was im PA behandelt 

werden soll. Vorerst bedarf es aber der Behandlung im Gemeinderat. Bezüglich des Protokolls 

fasst Obmann Brandstötter zusammen, dass pro Fraktion (sprich Herrn Badergruber u. Herrn 

Deschberger) dieses zur Durchsicht übermittelt wird und der folgende Bericht ergeht dann an alle 

Mitglieder. Sollte es irgendwelche Punkte geben, welche bei der nächsten Sitzung behandelt 

werden sollen, möge dies bei der Gemeinde gemeldet werden. Die Bereiche Wasser, Strom, Ver-

sicherungen ec. wurden in den letzten 4 Jahren laufend durchgesehen. 

 

Beratung: 

Obmann Brandstötter ergänzt, dass es sich bei den Außenständen nur um jene Steuerpflichtigen 

handelt, wo der R¿ckstand ¿ber ú 200,-- liegt. Außerdem wird es in Zukunft keine Gebarungs-

prüfungen, sprich große Prüfungen durch die BH, mehr geben bzw. wird diese der Rechnungshof 

durchführen und es stellt sich für ihn schon die Frage, wie dies dann bewältigt werden soll (20 

bis 30 Gemeinden pro Jahr zu prüfen). Er stellt den Antrag auf Kenntnisnahme dieses Berichtes. 

Zu den Rückständen stellt GV Hölzl fest,  bei der nächsten GR-Sitzung im Jänner die Außen-

stände in einer geheimen Sitzung behandelt werden sollen, damit auch die Gemeinderäte wissen 

um welche Steuerpflichtige es sich hier handelt. GV Bachmayer gibt zu verstehen, dass dies oh-

nehin so vereinbart wurde. Dazu erläutert die Schriftführerin, dass anlässlich der Gebarungsprü-

fung festgestellt wurde, dass eine geheime Sitzung nicht eingesagt werden kann bzw. hat der 

Gemeinderat erst bei der Sitzung festzustellen, ob die Öffentlichkeit auszuschließen ist. GR 

Brandstötter gibt zu bedenken, dass sich bei den offenen Schulden im Großen und Ganzen nichts 

geändert hat und es sind teilweise Erhaltungsbeiträge noch dazu gekommen. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben vorstehender Prü-

fungsbericht zur Kenntnis genommen. 

 

ad Punkt 3) 

Bgm. Reinthaler stellt fest, dass die Pfarrmusik Ort mit Schreiben vom 6.11. um eine Subvention 

angesucht hat. Dabei wird auf den Instrumentenankauf in Hºhe von ú 7.797,-- sowie Reparaturen 

von ú 1.218,-- und Bekleidungsergänzungen in Höhe von 1.487,-- verwiesen. Die Kosten für den 

Kapellmeister werden mit ú 3.000,-- und die Jugendausbildung mit ú 1.400,-- beziffert. Die Kos-

ten für Miete und Betriebskosten betragen ú 2.176,32. Die Einnahmen-Ausgabenrechnung 2013 

(per 31.10.2013) weist einen Abgang von ú 13.327,98 auf und wurde im Vorjahr die Subvention 

um ú 100,-- auf  ú 3.600,-- aufgestockt.  

Beratung: 

Der Vorsitzende gibt zu verstehen, dass der Gemeindevorstand die Empfehlung abgab die Sub-

ventionen generell bei den Vorjahresbeträgen zu belassen. Er überbringt an dieser Stelle auch für 

die im Gemeindevorstand beschlossen Subventionen den Dank der Vereine für diese Unterstüt-

zungen. In  GR Brandstötter vermisst bei den Unterlagen für die Fraktionen die Aufstellung der 

Einnahmen und Ausgaben und wird von der Schriftführerin festgestellt, dass diese dem Ansu-
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chen beiliegt und jederzeit eingesehen werden kann. Nach Ansicht von GV Hölzl kann bei Inte-

resse diese Liste eingesehen werden und bedarf diese sicher nicht der Veröffentlichung in der 

Fraktion. GV Bachmayer kommt bei der Pfarrmusik auf den Mietvertrag zu sprechen und es ver-

bleibt f¿r die Musik praktisch nur eine Subvention in Hºhe von rund ú 1.500,--. In Anbetracht 

dieses Umstandes soll die Inflationsabgeltung in Höhe von ú 100,-- abgegolten werden. Dem hält 

GV Hölzl entgegen, dass die Inflation jeden Verein trifft und es sollen alle gleich behandelt wer-

den. Außerdem sprach sich der Gemeindevorstand eigentlich für die Beibehaltung der Vorjah-

reswerte aus. Es gibt bei den Betriebskosten auch keine Inflationsangleichung und es bleibt die 

Differenz immer gleich. Er könnte sich eine Anpassung im nächsten Jahr vorstellen. Laut Aussa-

ge von GV Bachmayer zahlt die Musik als einziger Verein Miete und Betriebskosten. GV Hölzl 

hält dem entgegen, dass jeder weiß, dass dies nur deshalb geschah, damit die Vorsteuer geltend 

gemacht werden konnte. GR Brandstötter ist auch der Meinung, bevor hier für die Musik eine 

Ausnahme gemacht wird,  soll dies im nächsten Jahr zeitgerecht beraten und dabei der ú 15,--

/Erlass beachtet werden. Er sieht aber auch ú 1.500,-- für die Jugendarbeit als geringen finanziel-

len Zuschuss und er würde der Musik auch gerne mehr zusprechen. GR Schnallinger bezeichnet 

einen Beschluss des Gemeindevorstandes als nicht bindend für den Gemeinderat und es sollte der 

Gemeinderat sehr wohl selbst entscheiden können bzw. erkundigt er sich, ob es sich beim soge-

nannten ú 15,--/Erlass um eine zwingende Grenze handelt. Außerdem kann man nicht jeden Ver-

ein mit einem anderen Verein vergleichen (verschieden hohe Ausgaben). Die Pfarrmusik hat die 

höchsten Aufwendungen alleine f¿r die Jugendarbeit und es verbleiben daf¿r lªcherliche ú 

1.500,- und man muss doch auch den Kulturwert der Musik sehen und es sollte seitens der Ge-

meinde ein Signal kommen. Er sieht auch nicht ein, dass hier überhaupt Miete und Betriebskos-

ten bezahlt werden muss. GR Zeilberger fragt sich, wo diese Mehrkosten dann gestrichen werden 

sollen. Bgm. Reinthaler glaubt, dass diese Diskussion nicht einmal von der Musik gewünscht 

wªre und betont GV Hºlzl, dass der ú 15,--Erlass völlig ausgereizt wurde. GV Mayr betont, dass 

diese Diskussion deshalb entstand, weil bei der Aufstellung der freiwilligen Ausgaben für die 

Musik ú 4.000,-- für 2014 vorgesehen sind und somit müsste dies möglich sein. Für diesen Fall 

spricht sich GR Schnallinger f¿r diese ú 4.000,-- aus. Bgm. Reinthaler möchte hier schon festhal-

ten, dass dies nicht zur politischen Angelegenheit werden soll und es geht hier nicht um ú 100,--. 

Man soll sich an die Empfehlung des GV halten und es soll für 2014 dies angesprochen und im 

Rahmen der Möglichkeiten angepasst werden. GR Schnallinger erkundigt sich nach der Mög-

lichkeit der Veränderung oder Reduzierung der Miete bzw. Betriebskosten und es verweist GS 

Trausinger auf die Erkundigung bei der FLD vor ca. 2 Jahren. Zumal beim Bau die Vorsteuer 

prozentuell geltend gemacht wurde, kann dies nicht einfach geändert werden, zumal dann even-

tuell eine Rückzahlung der Steuer eintreffen könnte. Bgm. Reinthaler schlªgt vor, dass diese ú 

100,-- von den Fraktionen geleistet werden (je ú 35,-- von FP¥ u. ¥VP, ú 10,-- von der SPÖ und 

den Rest legt er als Bürgermeister darauf). GR Schnallinger sieht dies als positives Zeichen und 

wird diese Vorgangsweise vom GR akzeptiert. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben eine Subvention an 

die Pfarrmusik in Hºhe von ú 3.600,-- beschlossen. 

 

ad Punkt 4) 

Bgm. Reinthaler verweist darauf, dass der TSV Ort mit Schreiben vom 12.11. um eine Vereins-

unterstützung für 2013 angesucht hat. Die Einnahmen-Ausgabenrechnung 10/2012 bis 9/2013 

weist einen Abgang von ú 41,-- auf. Im Vorjahr  lag die Subvention bei ú 1.575,--. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann entsprechend der Empfehlung des GV mittels Hand 

erheben mit 18 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung durch Bgm. Reinthaler eine Subvention in Höhe 



5 

 

von ú 1.575,-- an den TSV beschlossen. Der Bürgermeister bedankt sich als Obmann des Verei-

nes für diese Förderung. 

 

ad Punkt 5) 

Der Vorsitzende erläutert, dass der Mietvertrag für die sogenannte Autobusgarage von Herrn 

Andreas Ranseder mit November 2013 ausgelaufen ist und soll nunmehr ein neuer Vertrag abge-

schlossen werden. Der alte Vertrag war auf 5 Jahre geschlossen und bezog sich auf die Kosten 

des Garagentores ( rd. ú 2.400,--). Es wurde eine monatliche Miete von ú 10,-- vereinbart und 

soll die Dauer des Vertrages laut Herrn Ranseder auf 3 Jahre festgelegt werden, da künftig even-

tuell Eigenbedarf bzw. Bedarf für einen Teilbereich besteht.  Es wurde gemäß der Anregung von 

GV Bachmayer noch ergänzt, dass sich der Vertrag automatisch um 1 Jahr verlängert, wenn kei-

ne Kündigung erfolgt.  Bgm. Reinthaler stellt ergänzend fest, dass Herr Ranseder diesen Betrag 

der Feuerwehr zur Verfügung stellen wird. Der Vertrag sieht demnach wie folgt aus:  

 

M I E T V E R T R A G  

 

 

abgeschlossen zwischen Herrn Andreas RANSEDER, 4974 Ort i.I. 126 ï im folgenden kurz 

VERMIETER  genannt -  als Vermieter einerseits und   der Gemeinde, 4974 Ort i.I. Nr. 130 - 

im folgenden kurz  MIETER    genannt - andererseits wie folgt: 

 

1. Herr Ranseder vermietet und der MIETER  mietet die bebaute Liegenschaft Parz.Nr. .256, 

KG Ort im Innkreis samt Garagenfläche (ehemalige Autobusgarage). 

     

2. (1) Als Hauptmietzins im Sinne des § 15 (1) Zi 1 MRG wird ein monatlicher Betrag von ú 

9,10 vereinbart. Zu diesem Hauptmietzins ist die Umsatzsteuer mit 10 % zu entrichten. Der 

Hauptmietzins einschließlich der Umsatzsteuer ist jährlich jeweils am 1.2. jeden Jahres porto und 

spesenfrei auf das Konto éééééé.  zu ¿berweisen. 

    (2) Zusätzlich zum Hauptmietzins sind die auf den Gegenstand entfallenden Betriebskosten 

und laufenden öffentlichen Abgaben im Sinne der §§ 21 bis 23 MRG anteilsmäßig für den ge-

genständlichen Mietgegenstand zu entrichten; der Mieter stimmt dem Abschluss einer Sturm-

schäden- und Glasbruchversicherung für das gegenständliche Haus iS des § 21 (1) Zi 6 MRG zu 

und anerkennt diese Versicherungskosten als Betriebskosten.    Die anteiligen Betriebskosten und 

öffentlichen Abgaben sind gemäß § 17 MRG aufgrund der Jahresabrechnung  des Vorjahres in 

monatlichen Teilbeträgen gleichzeitig mit dem Hauptmietzins am 10. eines jeden Monats im 

vorhinein auf das bereits angegebene Konto der Gemeinde zu bezahlen. Die Jahresrechnung der 

Betriebskosten und öffentlichen Abgaben erfolgt jährlich im nachhinein bis zum 30. Juni eines 

jeden Jahres. 

    (3) Weiters sind die folgenden besonderen Aufwendungen zu bezahlen: 

 

    (4) Der Hauptmietzins nach Abs. 1 ist wertgesichert und erhöht oder vermindert sich nach der 

entsprechenden Veränderung des vom Österr. Statistischen Zentralamt verlautbarten Verbrau-

cherpreisindex 2010, wobei Änderungen der Indexzahl unter 10 v.H. unberücksichtigt bleiben. 

Ausgangsbasis der Wertsicherungsberechnung ist zunächst der vereinbarte Hauptmietzins und 

sodann jeweils der entsprechend der Wertsicherung erhöhte Hauptmietzins. Sollte der Verbrau-

cherpreisindex 2010 nicht mehr veröffentlicht werden, tritt an dessen Stelle ein ähnlicher Ver-

braucherpreisindex. 
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3. Dieser Mietvertrag wird am   01. Dezember 2013 rechtswirksam und wird auf 3 Jahre ge-

schlossen. Erfolgt keine Kündigung, so verlängert sich dieser Vertrag automatisch um 1 Jahr. Die 

Kündigung kann beiderseits unter Einhaltung einer zweimonatigen Kündigungsfrist erfolgen. 

     

4. Das Mietobjekt wurde vom MIETER  in ordnungsgemäßem Zustand übernommen und ist 

seinerzeit bei Beendigung des Mietverhältnisses vom MIETER  im gleichen Zustand an die 

GEMEINDE zu übergeben. 

    Der MIETER  verpflichtet sich, das Mietobjekt auf seine Gefahr und Kosten in gutem Zustand 

zu erhalten. Der VERMIETER  ist lediglich zu Erhaltungsarbeiten im Umfang des § 3 MRG 

verpflichtet. 

    Bauliche Veränderungen innerhalb des Mietobjektes dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung 

des VERMIETERS erfolgen und sind bei Räumung des Mietobjektes zu beseitigen und der 

frühere Zustand ist wieder herzustellen, soweit nicht das Gegenteil ausdrücklich vereinbart wur-

de. 

 

5. Eine Weitervermietung ist verboten. Eine Untervermietung ist nur mit schriftlicher Zustim-

mung des VERMIETERS zulässig. Diese kann aus wichtigen Gründen die Untervermietung 

untersagen. 

 

6. Die mit der Errichtung dieses Vertrages verbundenen Kosten und Gebühren trägt der MI E-

TER. 

 

7. Dieser Mietvertrag wird nur in einer Urschrift ausgefertigt, welcher dem VERMIETER  ge-

hört, während der MIETER  eine einfache oder über sein Verlangen auch eine gerichtlich be-

glaubigte Abschrift erhält. 

 

8. Dem vorliegenden Mietvertrag wurde vom Gemeinderat in der Sitzung am 16. Dezember 

2013 zugestimmt. Dies wird durch die Mitzeichnung von zwei Mitgliedern des Gemeinderates 

ersichtlich gemacht. 

 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben vorstehender Miet-

vertrag beschlossen. Bgm. Reinthaler wird sich bei Herrn Ranseder noch bedanken. 

 

ad Punkt 6) 

Bezüglich des Bauvorhabens Watzinger ist gemäß den Ausführungen des Bürgermeisters für den 

Anschluss der Verkehrsfläche der Gemeinde an die Landesstraße zuein Gestattungsvertrag erfor-

derlich. Dabei wird die Zustimmung zur Herstellung des Anschlusses unter der auflösenden Be-

dingung erteilt, dass der Anschluss bis spätestens 31.5.2014 hergestellt wird. Wenn bis zu diesem 

Zeitpunkt der Anschluss nicht hergestellt ist, verliert die Zustimmung ihre Wirksamkeit.  

Beratung: 

GS Trausinger gibt zu bedenken, dass dies früher mit einem Schreiben des Sachverständigen-

dienstes des Landes abgetan war und jetzt ist für jedes Straßenbauvorhaben ein Gestattungsver-

trag erforderlich bzw. trifft der Kostenfaktor voll die Gemeinde. Andererseits werden seitens der 

IKD die Mittel für den Straßenbau gestrichen und er fragt sich schon wie das dann funktionieren 

soll. Bei diesem Vertrag handelt es sich um eine Formsache und wurde laut Aussage von GR 

Schnallinger bereits bei der Widmung festgehalten, dass ein Direktanschluss an die Landesstraße 

nicht möglich ist. GS Trausinger verweist auf den bestehenden Feldweg und es handelt sich um 

eine Aufschließungsstraße der Gemeinde und ist die Ausfahrt  nur auf diese Straße möglich. Laut 

Bgm. Reinthaler war die Straßenmeisterei auch schon beim Auflageverfahren zum Bauvorhaben 
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eingebunden. GR Gurtner erkundigt sich, ob es von Bedeutung ist, dass hier ohne Bewilligung 

schon mit dem Bau begonnen wurde. GS Trausinger hat hier keine Bedenken, zumal die Bauaus-

führung durch die Straßenmeisterei erfolgt. 

 

Der Gestattungsvertrag sieht wie folgt aus: 
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Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben vorstehender Gestat-

tungsvertrag, Zl.: StM-OB-212-2013-Wma, beschlossen. 

 

ad Punkt 7) 

Bgm. Reinthaler erläutert, dass beim Vorhaben Straßenbeleuchtung laut Rechnungsabschluß 

2012 ein Überschuß von  ú 30.284,56 gegeben ist und soll hier eine Teilvergabe erfolgen. Es 

handelt sich dabei um 11 Stück Leuchten für die Ortsdruchfahrt Ort und Osternach und 6 Stück 

Leuchten für den Nebenstraßenbereich (Austausch) sowie Installationsmaterial und Motivleuch-

ten mit einer Gesamtsumme von  ú 31.299,60. Die ursprüngliche Ausschreibung erfolgte im Jahr 

2011 und  war hier die Fa. Bortenschlager Bestbieter und erfolgte bisher keine Auftragsvergabe.  

Beratung: 

Laut GR Wagner würden für den Nebenstraßenbereich 7 Leuchten benötigt. GS Trausinger führt 

aus, dass hier ursprünglich für den Bestand bei der Ortsdurchfahrt die Umstellung auf LED vor-

gesehen war, was annähernd diese Kosten verursacht hätte. Außerdem waren für die Nebenstra-

ßen ursprünglich 22 Leuchten vorgesehen gewesen. Speziell in Osternach würden LED-Lampen 

mehr bringen, weil dadurch das Managementgerät eingespart werden könnte (bis zu 73 % Ein-

sparung pro Lichtpunkt). GR Bachmayer spricht den Umstand an, dass LED in den letzten 2 Jah-

ren günstiger wurde und f¿hrt GS Trausinger aus, dass der Lampenanteil bei ú 480,-- liegt, was 

rund 30 % vom gesamten Lichtpunkt darstellt. Er verweist dazu auf das an die Fraktionsleute 

ergangene Mail in diesem Zusammenhang und hat demnach die Preissteigerung (zwischen 5 und 

7 %) in dieser Branche diese Vergünstigung wieder aufgebraucht. GV Mayr erkundigt sich, wo 

die Stromkosten für die Straßenbeleuchtung verbucht werden und es wird dazu auf das Konto 1 

8160 6000 verwiesen. Zur Anfrage von GR Schnallinger beziffert er die Kosten für die Umrüs-
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tung mit rund ú 29.000,-- zusätzlich Mwst. Außerdem soll der vorhandene Überschuss ver-

braucht werden bevor das Land auf die Idee kommt diese Mittel für andere Vorhaben zu verwen-

den. Die zusätzlichen Kosten für eine Umrüstung werden seiner Meinung ohnehin nicht bewilligt 

werden. GR Brandstötter spricht sich auch für diese Vorgangsweise aus. GR Zeilberger sieht die 

Notwendigkeit von Motivleuchten nicht gegeben, zumal ein schön beleuchteter Ortsplatz gege-

ben ist. Dieser Meinung schließen sich auch GV Bachmayer und GR Wiesner an. Für GR 

Gurtner wäre es sinnvoller, wenn anstatt dieser Motivleuchten 2 zusätzliche Lampen angeschafft 

würden. GS Trausinger glaubt doch, dass man sich als Ort entsprechend präsentieren darf. Diese 

Herausnahme findet er taktisch nicht klug. Nach Ansicht von GR Brandstötter soll diese Sache 

jetzt abgeschlossen werden. GR Wiesner bringt zum Ausdruck, dass er mit diesen Motivleuchten 

nicht leben könne und spricht sich gegen eine Amerikanisierung aus. Unser Ortsplatz ist wunder-

schön es bedarf hier keiner zusätzlichen Motivleuchten. In weiterer Folge erkundigt er sich nach 

einer Förderung beim Land für Photovoltaik bei öffentlichen Bauten bzw. ob man hier auch diese 

Lampen dran hängen könnte. GS Trausinger führt aus, dass Anlagen zwischen 0,5 und 3 kw ge-

fördert werden. Grundsätzlich wurde um eine Anlage für 5 kw angesucht, wenngleich zu erwar-

ten ist, dass seitens der IKD eine K¿rzung auf 3 kw erfolgen wird. Die Mehrkosten betragen ú 

1.500,--. Bei einer Mitgliedschaft beim Energiesparverband wäre eventuell eine höhere Förde-

rung möglich, wenngleich hier ein großer Aufwand damit verbunden ist und es besteht eine Bin-

dung auf 30 Jahre. GS Trausinger kommt es sicher nicht auf die Motivlampen an. Andererseits 

ist ein schöner Ortsplatz gegeben und man könnte in der Adventzeit die Ortsdurchfahrt schöner 

gestalten. Diese Motivleuchten waren Gegenstand der Ausschreibung und man wird dies sicher 

zu einem späteren Zeitpunkt extra nicht bekommen. Grundsätzlich stellt sich nur die Frage, ob 

die Investition inklusive Motivleuchten oder ohne erfolgen soll. 2 Lichtpunkte auf oder ab sind 

sicherlich nicht das Kriterium, da man sich um wesentlich mehr bemühen muss. GR Zeilberger 

versteht diese Notwendigkeit nicht, wenn andererseits die Lampen ohnehin zu wenig sind. GR 

Schnallinger sieht hier eine Ergänzung des Gesamtbildes gegeben bzw. rundet dies alles ab. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben grundsätzlich diese 

Investition beschlossen. In der weiteren Abstimmung (jeweils mittels Hand erheben) kommt es 

zu folgendem Ergebnis: 

Anschaffung Straßenbeleuchtung lt. vorstehender Aufstellung inkl. Motivleuchten: 6 Ja-Stimmen 

der GR Brandstötter, Schnallinger, Ing. Badergruber, Deschberger, Wagner und Bgm. Reinthaler 

und 13 Gegenstimmen. 

Anschaffung Straßenbeleuchtung ohne Motivleuchten, dafür Aufstockung der Lampen: 12 Ja-

Stimmen, 6 Gegenstimmen der GR Brandstötter, Schnallinger, Ing. Badergruber, Deschberger, 

Wagner und Bgm. Reinthaler und 1 Stimmenthaltung durch GV Mayr (Er betont, dass er als Ge-

schäftsmann eigentlich dafür sein müsste, andererseits sind Lampen wichtiger als Motivleuch-

ten). 

 

ad Punkt 8) 

Der Vorsitzende führt aus, dass von Herrn Johann Schusterbauer, Ort 55 für die Erschließung des 

Betriebsbaugebietes Nord ein Grunderwerb erforderlich war und bedarf nachstehende Kaufver-

einbarung eines Gemeinderatsbeschlusses. Es handelt sich dabei um 16 m² und einen Kaufpreis 

von ú 320,-- und wird die Situation an Hand des vorliegenden Planes erörtert. GS Trausinger hält 

fest, dass es sich um eine Zusatzvereinbarung bzw. Ergänzung  der Verhandlungsschrift der Lie-

genschaftsverhandlung handelt und ist für GR Brandstötter mit diesem Übereinkommen die Sa-

che erledigt. Die Vereinbarung sieht wie folgt aus: 
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Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird vorstehender Kaufvereinbarung einstimmig durch Hand er-

heben die Zustimmung erteilt. 

 

ad Punkt 9) 

Hier verweist der Vorsitzende auf die Bemerkung am Beginn der Sitzung und wird dieser TOP 

von der Tagesordnung abgesetzt, zumal von einem Anrainer die Zustimmung fehlt. 

 

ad Punkt 10) 

Bgm. Reinthaler führt aus, dass Herr Markus Loher an die Gemeinde mit der Bitte herangetreten 

ist, den öffentlichen Weg im Bereich seiner Garage/Hütte (aus Parzelle Nr. 1542/4) im Ausmaß 

von knapp 120 m² zu erwerben. Es soll hier ein entsprechender Grundsatzbeschluss herbeigeführt 

werden. Zuletzt wurde bei Herrn Markus Trausinger ein Grundpreis von ú 10,--/m² verlangt bzw. 

lag der Preis beim Grundankauf von Herrn Hölzl bei 25,--. Der Gemeindevorstand sprach sich 

f¿r einen Quadratmeterpreis von ú 20,-- aus (so wie beim Grunderwerb Schusterbauer). 
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Beratung: 

GR Wagner gibt zu verstehen, dass es sich hier um die alte Straße zum Anwesen Gottfried Peter 

handelt und es ist laut Bgm. Reinthaler die Erreichbarkeit der dahinter liegenden Gründe der 

Pfarre bzw. Freilingergründe durch die Parallelstraße gewährleistet. Nach Aussage von GS Trau-

singer soll dies so wie bei der Benteler-Straße behandelt werden und wurde dies auch heute mit 

Herrn Loher so besprochen. GR Schnallinger könnte sich eine Abgrenzung im rechten Winkel 

vorstellen und wird sich die genaue Situation bei der Vermessung ergeben. Für GR Brandstötter 

besteht für die Gemeinde keine andere Verwertungsmöglichkeit und es ist dies seiner Meinung 

nach möglicher Weise ein Versäumnis der Vergangenheit. Hier verweist GS Trausinger auf die 

entsprechende Grundeinlöse und die Anbindung des Pfarrgrundes zur Bewirtschaftung und es 

bedarf hier ohnedies der Abklärung im Auflageverfahren. Derzeit wird dieser Bereich ohnehin 

schon anderwärtig genutzt. Für GV Hölzl bedarf es hier der Festlegung des Preises und es betont 

GR Schnallinger, dass der Unterbau diesen Preis eigentlich erhöht. GV Mayr verweist auf ein 

Telefonat mit Herrn Loher, wonach es sich in diesem Bereich um kein Bauland handelt (Bau-

sperrgebiet wegen Autobahnnähe) und es wird dies von GR Wagner bestätigt. Dem hält GV 

Hölzl entgegen, dass aber sehr wohl eine Gartenhütte ec. dort errichtet werden kann. GR Brands-

tötter betont, dass seitens der Gemeinde dies als Bauland betrachtet wird. GR Schnallinger er-

klärt sich mit diesem Grundpreis nicht einverstanden und hält fest, dass es sich hier um eine Ver-
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größerung der Bauparzelle handelt. Andererseits sollten keine Unterschiede gemacht und Bau-

land verschleudert werden. Andere Gr¿nde werden um ú 100,-- gekauft. Für ihn erscheint ein 

Grundpreis von ú 35,-- als realistisch, wenngleich für derart kleine Flächen eine Pauschale ver-

langt werden sollte. Für GR Wiesner handelt es sich hier um einen wertlosen Grund und es wird 

dieser laut Aussage von GR Wagner ohnehin schon von der Fam. Loher bewirtschaftet. GR Zeil-

berger versteht hier Herrn Schnallinger nicht. Einerseits soll der Gemeinderat für alle Bürger da 

sein und hier soll jemand ausgenommen werden. GV Mayr kann sich auf Grund der Autobahn-

nähe diesen Grundpreis von ú 20,-- vorstellen und es gibt GS Trausinger zu verstehen, dass ande-

rerseits die Gemeinde die Erhaltungspflicht trifft. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Hand erheben mit 18 Ja-Stimmen und 1 Ge-

genstimme durch GR Schnallinger grundsätzlich dieser Grundabtretung mit einem Grundpreis 

von ú 20,--/m² an die Ehegatten Loher zugestimmt. Die Kosten für die Verbücherung, Ver-

tragserstellung und Immobilienertragssteuer sind vom Käufer zu tragen. 

 

ad Punkt 11) 

Der Vorsitzende gibt zu verstehen, dass anlässlich der Gebarungsprüfung durch die Bezirks-

hauptmannschaft festgestellt wurde, dass eine Tarifordnung zu erlassen ist. Bisher wurde von 

dieser Tarifordnung Abstand genommen, da praktisch niemand einen Elternbeitrag zu leisten hat. 

Jedoch ist dies für die Einhebung der Bastelbeiträge notwendig.  Bgm. Reinthaler sieht hier eine 

Formsache gegeben. Diese Verordnung sieht wie folgt aus: 

 

Tarifordnung für die Kinderbetreuungseinrichtung 

Gemeindekindergarten Ort im Innkreis 
 

Präambel 
 
Der Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung ist für Kinder 
- vor dem vollendeten 30. Lebensmonat, 
- ab dem Schuleintritt, 
- die über keinen Hauptwohnsitz in Oberösterreich verfügen, 
kostenpflichtig. 
 

§ 1 

Bewertung des Einkommens 
 

(1) Der von den Eltern für Leistungen der Kinderbetreuungseinrichtung zu erbringende Kos-
tenbeitrag bemisst sich nach der Höhe des Familieneinkommens pro Monat. Das Fami-
lieneinkommen setzt sich aus allen Einkünften der im selben Haushalt mit dem betref-
fenden Kind lebenden Eltern im Sinn des § 2 Abs. 1 Z. 9 Oö. Kinderbetreuungsgesetz 
und deren Ehegattinnen und Ehegatten, Lebensgefährtinnen und Lebensgefährten oder 
eingetragenen Partnerinnen und Partnern und allfälligen Einkünften des Kindes (z.B. 
Waisenrente) zusammen. 

 
(2) Für die Berechnungen des Bruttoeinkommens gemäß § 2 Abs. 3 Oö. Elternbeitrags-

verordnung 2011 
sind die Einkünfte eines Jahres (z. B. bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit durch ei-
nen Jahreslohnzettel) 
nachzuweisen. 
 
(3) Die gemäß § 2 der zitierten Verordnung ermittelte Berechnungsgrundlage bildet die 

Grundlage für die Berechung des Elternbeitrages für das jeweilige Arbeitsjahr.  
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(4) Weisen die Eltern ihr Familieneinkommen nicht bis zum 1.8. des laufenden Jahres 

nach, ist der Höchstbeitrag zu leisten. 
 

§ 2  

Elternbeitrag 
 

(1) Eltern oder Erziehungsberechtigte haben einen monatlichen Kostenbeitrag (Elternbei-
trag) für ihr Kind 

- vor dem vollendeten 30. Lebensmonat bzw.  
- ab dem Schuleintritt bzw., 
- das über keinen Hauptwohnsitz in Oberösterreich verfügt, 
zu leisten. 

 
(2) Mit dem Elternbeitrag sind alle Leistungen der Kinderbetreuungseinrichtung abgedeckt, 

ausgenommen 
- eine allenfalls verabreichte Verpflegung, 
- ein möglicher Kostenbeitrag für die Begleitperson beim Transport zur bzw. von der Kin-

derbetreuungseinrichtung und 
- angemessene Materialbeiträge (Werkbeiträge) oder Veranstaltungsbeiträge gemäß  

§ 12 Oö. Elternbeitragsverordnung 2011. 
 

(3) Für den verpflichtenden Kindergartenbesuch gemäß § 3a Abs. 1 Oö. Kinderbetreuungs-
gesetz wird kein Elternbeitrag eingehoben. 

 
(4) Der Elternbeitrag wird für 11 geöffnete Monate berechnet und versteht sich inklusive 

Umsatzsteuer. 
 

(5) Der Elternbeitrag wird mittels Bankeinzug 11 Mal pro Jahr eingehoben. Für den Monat 
Monatsangabe wird der Elternbeitrag entsprechend den geöffneten Wochen aliquotiert. 

 
(6) Ist ein Kind mehr als 2 Wochen pro Monat durchgehend wegen Erkrankung am Besuch 

der Kinderbetreuungseinrichtung verhindert, so wird der Elternbeitrag für diesen Monat 
zur Hälfte ermäßigt. 

 
(7) Der Mindest- und der Höchstbeitrag sind indexgesichert, die Indexanpassung gemäß  

§ 7 Oö. Elternbeitragsverordnung 2011 erfolgt jeweils zu Beginn des neuen Arbeits-
jahres, erstmals zu Beginn des Arbeitsjahres 2012/2013. 

 

§ 3 

Mindestbeitrag 
 
(1) Der monatliche Mindestbeitrag beträgt: 

1. für Kinder unter drei Jahren 46 Euro und 
2. für Kinder über drei Jahren 39 Euro. 

 
(2) Der Mindestbeitrag gemäß § 4 Oö. Elternbeitragsverordnung 2011 kann auf Antrag aus 

besonders berücksichtigungswürdigen sozialen Gründen unterschritten oder gänzlich nach-
gesehen werden, wobei auf die Vermögens-, Einkommens- und Familienverhältnisse Be-
dacht zu nehmen ist. 

 

§ 4 

Höchstbeitrag 
 
Der monatliche Höchstbeitrag für halbtätige Betreuung für Kinder unter drei Jahren, der maxi-
mal kostendeckend sein darf, beträgt für die Betreuungszeit von maximal 30 Wochenstunden 
maximal 160,-- Euro. 
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Der monatliche Höchstbeitrag für Kinder über drei Jahren, der maximal kostendeckend sein 
darf, beträgt für die Betreuungszeit von maximal 30 Wochenstunden bzw. maximal 25 Wo-
chenstunden bei Schulkindern maximal 150,--Euro. 
 

§ 5 

Geschwisterabschlag 

 
Besuchen mehrere Kinder einer Familie beitragspflichtig eine Kinderbetreuungseinrichtung, ist 
für das zweite Kind ein Abschlag von 50 %  und für jedes weitere Kind in einer Kinderbetreu-
ungseinrichtung ein Abschlag von 70 % festgesetzt. 
 

§ 6 

Berechnung des Elternbeitrages für Kinder unter 3 Jahren 
 

(1) Der monatliche Elternbeitrag für die Inanspruchnahme einer Kinderbetreuungseinrich-
tung beträgt von der Berechnungsgrundlage für Kinder unter 3 Jahren 

 3,6 % für die Betreuungszeit von maximal 30 Wochenstunden, maximal 160,-- Euro 
(mindestens 160 Euro), oder  

 
 
 
 

§ 7 

Berechnung des Elternbeitrages für Kinder über 3 Jahren 
 
(1) Der monatliche Elternbeitrag für die Inanspruchnahme einer Kinderbetreuungseinrichtung 

beträgt von der Berechnungsgrundlage für Kinder über 3 Jahren 
1. 3 % für die Betreuungszeit von maximal 30 Wochenstunden bzw. maximal 25 Wochen-

stunden bei Schulkindern, maximal 100,--Euro (mindestens 100 Euro), oder  
2. mindestens 4 % für darüber hinausgehender Inanspruchnahme, maximal 120,-- Euro. 
 

 

§ 8 

Angemessener Kostenbeitrag bei nicht regelmäßigem Besuch 
 

(1) Erfolgt der beitragsfreie Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung gemäß § 3 Abs. 3a 
Oö. Kinderbetreuungsgesetz ohne Rechtfertigungsgrund nicht regelmäßig entspre-
chend der Anmeldung, wird ein Kostenbeitrag in der Höhe von 100,-- Euro (maximal 
160 Euro bzw. 100 Euro) eingehoben. 

 
(2) Der Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung ist jedenfalls dann nicht regelmäßig, 

wenn die vereinbarte monatliche Besuchszeit um mehr als 20 % unterschritten wird. Ein 
Rechtfertigungsgrund für eine Unterschreitung der monatlichen Besuchszeit liegt jeden-
falls vor bei 

1. Erkrankung des Kindes oder der Eltern, 
2. außergewöhnlichen Ereignissen (z.B. Naturkatastrophen, Todesfall in der Familie) oder 
3. urlaubsbedingter Abwesenheit von höchstens drei Wochen pro Arbeitsjahr. 

 
(3) Die Eltern haben die Leitung der Kinderbetreuungseinrichtung von jeder Verhinderung 

unverzüglich zu benachrichtigen. 
 

(4) Für den verpflichtenden Kindergartenbesuch gemäß § 3 a Abs. 1 Oö. Kinderbetreu-
ungsgesetz darf kein Kostenbeitrag eingehoben werden. 

 

§ 9 

Materialbeiträge (Werkbeiträge) und Veranstaltungsbeiträge 
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(1) Für Werkarbeiten werden Materialbeiträge (Werkbeiträge) in der Höhe von 40,-- Euro 

pro Arbeitsjahr zweimal jährlich zur Hälfte am 1. April und 1. Oktober des Arbeitsjahres 
eingehoben. 

 
(2) Der Nachweis über die widmungsgemäße Verwendung der Materialbeiträge (Werkbei-

träge) kann in der 1. Woche im April in der Zeit von 8,00 bis 12,00 Uhr von den Eltern 
im Gemeindeamt eingesehen werden. 

 
 

§ 10 

Sonstige Beiträge 

 
(1) Für die Begleitpersonen beim Kindergartentransport wird ein monatlicher Kostenbeitrag 

in Höhe von 8,-- Euro vorgeschrieben. 
 
 

§ 11 

Inkrafttreten 
 
Diese Tarifordnung tritt mit 01.01.2014 in Kraft. 
 

Beratung: 

Die Schriftführerin erläutert, dass für Kinder unter 2,5 Jahren bzw. schulpflichtigen Kindern ein 

Beitrag zu leisten wäre. Dies trifft in Ort nicht zu. GR Schnallinger erkundigt sich, ob der Bas-

telbeitrag auch schon während des kostenpflichtigen Kindergartenbesuches eingehoben wurde 

und es stellt die Schriftführerin fest, dass dies ihm Rahmen der Kindergartenleitung erfolgte. GV 

Mayr erkundigt sich nach der Einhebung des Beitrages für den Kindergartentransport und es wird 

hier auf die entsprechende Regelung des Landes verwiesen. Zu seiner weitern Anfrage hinsicht-

lich Elternbeitrag für Kinder unter bzw. über 3 Jahre verweist die Schriftführerin auf die Mög-

lichkeit des Kindergartenbesuches von Kindern, welche keinen Hauptwohnsitz in OÖ. haben und 

es wäre dann der Elternbeitrag zu entrichten. In diesem Zusammenhang erkundigt sich GR 

Gurtner ob der Kindergarten am 23.12. tatsächlich geschlossen ist. Dazu verweist Bgm. Reintha-

ler auf eine Elternbefragung und es gab lediglich 2 Meldungen. GV Bachmayer führt dazu aus, 

dass die Befragung nur an berufstätige Eltern erging (zählen die anderen Eltern nicht?) und es 

wurde als Frist für die Mitteilung der 13.12. gesetzt, jedoch am 9.12. in einem Schreiben schon 

mitgeteilt, dass der Kindergarten geschlossen ist. Grundsätzlich müssten alle Eltern informiert 

werden und andererseits wurden die Ferienzeiten in der Kindergartenordnung genau festgelegt 

und man sollte sich schon daran halten. Bgm. Reinthaler erklärt, dass er dieser Regelung nur un-

ter der Bedingung einer Bedarfserhebung zustimmte. Nach Ansicht von GR Brandstötter hätte 

dies schon am Beginn des Kindergartenjahres festgelegt werden sollen und es könnte demnach 

jetzt keine Ausnahme geben. Bgm. Reinthaler möchte hier nicht als Verteidiger auftreten, fragt 

sich aber ob es sinnvoll ist, wenn 5 oder 7 Beschäftigte für 5 Kinder anwesend sind. Dies ist laut 

Aussage von GR Wiesner, Gurtner und Seeger-Wiesinger auch nicht notwendig und es genügt 

die Öffnung einer Gruppe. GR Schnallinger erkundigt sich, ob es rechtlich gesehen auch so eine 

Art schulautonome Tage gibt bzw. ob die Kindergartenleitung hier Entscheidungsfreiheit hat. 

Dies trifft nicht zu. Bgm. Reinthaler ist mit dieser Lösung nicht zufrieden und er kritisiert, dass 

beim Elternabend im September dieses Thema nicht besprochen wurde. Es gefällt ihm ebenfalls 

nicht, dass nur berufstätige Eltern informiert wurden. GR Schnallinger könnte sich eine Koppe-

lung an den schulautonomen Tagen der VS vorstellen und es wird dies von der Mehrheit der 

Gemeinderäte abgelehnt. An dieser Stelle kommt er auch auf die bevorstehende Änderung des 
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Kindergarten- und Hortegesetzes zu sprechen und es wird eine Regelung nach Urlaubstagen 

kommen.  

 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben vorstehende Kinder-

gartentarifordnung beschlossen. 

 

ad Punkt 12) 

Bgm. Reinthaler erklärt, dass bei den Hebesätzen für 2014 die Vorgaben des Landes eingearbei-

tet wurden bzw. ergibt sich bei den Müllabfuhrgebühren durch den BAV-Beschluss vom 

3.12.2013 und die Anhebung des Abfallwirtschaftsbeitragen von ú 9,-- auf ú 12,-- je Person der 

Umstand, dass der Ausgleich mit den bestehenden Gebühren schwer möglich sein wird bzw. 

wªre man durch die Anhebung um ú 0,20 bis ú 0,30 auf der sicheren Seite.  Zuletzt wurde die 

M¿llabfuhrgeb¿hr per 1.1.2011 von ú 8,-- auf ú 10,-- angehoben und es hat sich die Serviceleis-

tung durch die Waschung der Biotonne ergeben. Der Gemeindevorstand sprach sich für die An-

hebung der M¿llabfuhrgeb¿hr auf ú 10,50 aus, um hier eine gewisse Sicherheit zu haben. 

Die Kanal- und Wassergebühren wurden wie folgt angehoben (Gebühren exkl. Mwst.): 

Wasseranschlussgebühr   von ú 1.831,-- auf ú 1.867,-- 

Wasseranschluss-Differenzgebühr  von ú 290,70 auf ú 379,55 (diese Erhºhung wurde 

von den Gemeindeprüfern gefordert, zumal diese Gebühr in der Vergangenheit nie angepasst 

wurde) 

Wasserbenützungsgebühr   von ú 1,58 auf ú 1,61 

Kanalanschlussgebühr   von ú 3.054,-- auf ú 3.115,-- 

und bei Wohnobjekten bis zu 3 Wohnungen folgende Abstufung 

bis 250 m²     von ú 20,50 auf ú 20,90 

von 251 bis 300 m²    von ú 13,03 auf ú 13,60 

über 300 m²     von ú  9,60 auf ú 9,80 

Kanalbenützungsgebühr   von ú 3,60 auf ú 3,67 

 

Beratung: 

Der Vorsitzende verweist an dieser Stelle auf die BAV-Vollversammlung mit 3 Gegenstimmen 

und es war ein Fehler, dass im Vorjahr der Betrag auf ú 9,-- reduziert wurde. Nunmehr sind 

durch  das  neue  ASZ  in  Ried  durch  den  umfangreicheren  Betrieb  die   Personalkosten  von 

ú 700.000,-- auf ú 830.000,-- gestiegen und gab es einen Einbruch bei den Erlösen für das Papier. 

Die  vorgeschlagene  Erhöhung  beim  Müll beläuft sich bei der 4-wöchigen Abfuhr auf jährlich 

ú 6,50 pro Haushalt und es ersucht Bgm. Reinthaler die Fraktionen dieser Erhöhung beizutreten. 

GV Hºlzl stellt fest, dass mºglicher Weise die zusªtzlichen ú 0,20 bei Wasser- und Kanalgebüh-

ren wegfallen und müsste diese Gebühr unter Vorbehalt beschlossen werden, um dies weiterge-

ben zu können. GR Brandstötter vertritt den Standpunkt, dass eine derartige Änderung ohnehin 

nur ab 2015 möglich ist. Dieser Ansicht schließt sich auch GS Trausinger an und er könnte sich 

höchstens eine Änderung zum Halbjahr (mit Änderung der Hebesätze) vorstellen. GV Mayr tritt 

dafür ein, dass diese Diskussion zur gegebenen Zeit geführt wird. GR Brandstötter stellt fest, 

dass die Erhöhung bei den Kanal- und Wassergebühren nur rund 2 % (Inflationsrate) darstellt. 

Andererseits hat die SPÖ am Beginn der Periode erklärt diese Erhöhung nicht mitzutragen und es 

wird folglich nicht mitgestimmt. GR Schnallinger bemerkt so wie jedes Jahr bei den Hebesätzen, 

dass hier zwar eine positive Entwicklung gegeben ist und immer mehr Gemeinderäte darauf 

kommen, dass der GR selbst entscheiden kann und jeder Gemeinderat im Auftrag der Gemeinde-

bürger tätig ist. Man steht in der Verantwortung der Bürger und weder seiner Partei oder Behör-

den und es hat jeder Gemeinderat frei zu entscheiden. Es liegt seiner Meinung nach nicht im Sin-

ne des Gemeindebürgers, wenn hier einfach jedes Jahr nur erhöht wird. Unter dem Motto Verän-
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derungen beginnen von unten, soll im Sinne der Gemeindebürger gehandelt werden und ersucht, 

dass so viele Gemeinderäte wie möglich gegen diese Erhöhung stimmen. Die Schriftführerin 

stellt dazu fest, dass diese Situation von Jahren schon einmal gegeben war und dann Mitte des 

Jahres die Hebesätze doch angepasst werden mussten, weil vom Land keine Gelder mehr zuge-

teilt wurden. Dies ist GR Brandstötter bekannt bzw. für GR Schnallinger keine Argumentation. 

Dem hält Bgm. Reinthaler die Angelobung entgegen und betont GR Schnallinger, dass der Ge-

meinderat doch selbst entscheiden kann und es ist dies für ihn auch gesetzeskonform. Der Vor-

sitzende verweist dazu auf die Bürgermeisterakademie, wo er erfahren habe, dass teilweise auch 

bei SPÖ-Bürgermeistern in die andere Richtung gegangen wird (wegen Sanierungen voraus-

schauend Rücklagen zu bilden). Für GR Brandstötter ist dies kein Argument und hat die Rückla-

genbildung keinen Sinn, wenn dies ohnedies für die Abgangsdeckung verwendet wird. Bgm. 

Reinthaler betont weiters, dass die Müllgebühren in OÖ. und auch im Bezirk Ried sehr günstig 

liegen. GS Trausinger findet diese Diskussion fehl am Platz. Es gibt keinen Spielraum nach un-

ten und ist der Betrieb laut Gemeindeordnung kostendeckend zu führen. Für GR Schnallinger 

stellt sich die Frage ob nicht etwa die Kosten zu hoch sind. GV Mayr spricht die Verpflichtung 

gegenüber den Gemeindebürgern an und sieht die Notwendigkeit der Beschlussfassung. In den 

letzten 20 bis 30 Jahren hat sich die Qualität der Abfallentsorgung verbessert und man will auch 

als ÖVP den Bürger nicht belasten. GV Hölzl bringt zum Ausdruck, dass ohne Erhöhung den 

Bürgern mehr Schaden zugeführt wird. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden werden sodann mittels Hand erheben mit 13 Ja-Stimmen, 3 Ge-

genstimmen der GR Brandstötter, Schnallinger und Sinzinger und 3 Stimmenthaltungen der GR 

Koppelstätter, Bachmayer Silvia und Mayr nachstehende Hebesätze für 2014 beschlossen: 

 

der Grundsteuer für land- und 

 forstwirtschaftliche Betriebe (A) mit  500 v.H. des Steuermeßbetrages 

der Grundsteuer für Grundstücke (B) mit  500 v.H. des Steuermeßbetrages 

der Lustbarkeitsabgabe (Kartenabgabe) mit      15 v.H. des Preises oder Entgeltes 

der Lustbarkeitsabgabe für die Vorführung 

 von Bildstreifen mit      10 v.H. des Preises oder Entgeltes 

der Hundeabgabe mit       15,00 ú f¿r jeden Hund 

           2,00 ú f¿r Wachhunde 

der Kanalbenützungsgebühr gem. § 3  

Geb.Ord.                 

                                                                                      3,67 ú pro mį und Einheit exkl. Mwst. 

                                                                                              

Grundgebühr für unbewohnte Objekte              75,--  ú exkl. Mwst.                                                                                

 

Der Wasserbenützungsgebühr gem. § 4(1) 

Gebührenordnung mit                  1,61  ú pro Kubikmeter exkl. Mwst. 

des Elternbeitrages für d.Kindergarten- 

transport  mit          

                                                         8,-- ú Transportvergütung      

                   je am Transport teilnehm.Kind 

 

die Müllabfuhrgebühr 

 a) je abgeführte Mülltonne 

      mit 90 Liter Inhalt inkl. Biotonne     10,50 ú inkl. Mwst. 

 b) je abgeführte Mülltonne 

               mit 90 Liter Inhalt ohne Biotonne             9,50 ú inkl. Mwst. 




